
beitsschutzinspektionen nichtssagende Ordnungsstrafen 
in Geld verhängt werden. Gegen diese Vorstellungen 
anzugehen, sie mit aller Energie zu überwinden, Ver­
brechen gegen die Arbeitskraft auch wie Verbrechen 
zu behandeln, ist eine der Aufgaben dieses Prozesses.

Davon muß jeder Bürger der Republik durchdrun­
gen sein, denn, wie es in der Präambel der Verordnung 
zum Schutze der Arbeitskraft heißt, ein wirklich um­
fassender Arbeitsschutz kann nur durch die aktive 
Mitarbeit aller Werktätigen erzielt werden. Der Prozeß 
hat aber nicht nur das Versagen der aufsichtsführen­
den Dienststellen offenkundig gemacht, sondern auch 
aufgezeigt, daß die Bergarbeiter selbst noch nicht 
allenthalben die richtige Einstellung zu Fragen der 
Betriebssicherheit und damit ihres eigenen Schutzes ge­
funden haben, wie sich schon daraus ergibt, daß bei 
einem energischen, einheitlichen Vorgehen der Kumpel 
gegen die katastrophalen Arbeits- und Sicherheits­
bedingungen auf Martin-Hoop die Werkleitung zur 
Abstellung der Mißstände gezwungen gewesen wäre. Es 
geht nicht nur um die Erziehung zur Einhaltung der 
Arbeitsschutzbestimmungen, sondern darüber hinaus 
um die Erziehung zur Einhaltung unserer Gesetze 
überhaupt, und die Wahrung der Gesetzlichkeit ist 
nicht nur eine Forderung an alle Verwaltungsstellen 
und Behörden, an die Richter, die Gesetze einzuhalten 
und richtig anzuwenden, sondern sie ist eine Forde­
rung an alle, die bedeutet, daß allen Gesetzen unseres 
Staates die gebührende Achtung und Aufmerksamkeit 
zu schenken ist und kein Gesetz als „weniger wichtig“ 
beiseite geschoben werden darf. Speziell die Ein­
haltung der Bestimmungen des Arbeitsschutzes aber ist 
eine Forderung, die auch von jedem Werktätigen an 
seinem Arbeitsplatz erfüllt werden muß. Denn der 
Kampf um die Verwirklichung der Arbeitsschutzbe­
stimmungen ist wie kein anderer ein Kampf um die 
Wahrung der Gesetzlichkeit von unten.

Kritik und Selbstkritik ist das Entwicklungsgesetz 
unserer Zeit. Dieser Prozeß war nicht nur Kritik an 
dem Verhalten der Angeklagten, sondern auch Kritik 
an dem Verhalten vieler anderer Personen und Stellen, 
für die es jetzt darauf ankommt, aus dieser Kritik die 
Lehren zu ziehen. Der erzieherische Charakter dieses 
Prozesses hat noch in der Hauptverhandlung insoweit 
schon Früchte getragen, als die Angeklagten, die sich 
mit Ausnahme von Sch. freimütig und ohne Um­
schweife zu ihren Taten bekannt haben, zum über­
wiegenden Teil in ihren Schlußworten die Einsicht in 
die Notwendigkeit und Gerechtigkeit ihrer Verurteilung 
und die ernsthaften Lehren, die sie für sich und andere 
gezogen haben, überzeugend zum Ausdruck brachten.

§ 74 StGB.
1. Zur Frage des Fortsetzungszusammenhangs.
2. Zur Frage der Gesamtstrafenbildung.
OG, Urt. vom 26. Juni 1952 — 2 Zst 32/52.

Der Angeklagte war seit dem Jahre 1930 Besitzer einer Glas­
schleiferei in P. Im Jahre 1946 richtete er in G. einen Glasver­
edelungsbetrieb und in R. einen Glasherstellungsbetrieb ein. 
Anfänglich beschäftigte er 6 Arbeiter, bis zum Jahre 1950 stieg 
die Zahl der Beschäftigten auf 98 an. , '

Bei der Ausführung einer Interzonenlieferung im Sommer 1948 
verbrachte der Angeklagte 5 Schleifgestöcke sowie eine Kiste 
Poliersand und Rohglas nach Westdeutschland. Ein Waren­
begleitschein lag nicht vor. Empfänger der Gegenstände war der 
Bruder des Angeklagten, Willi B., dessen Sohn zur damaligen 
Zeit eine eigene Glasschleiferei einrichtete. Für den gleichen 
Wert bezog der Angeklagte von seinem Bruder hochwertige 
Schleifscheiben, die er zur Ausführung seines Karoschliffes be­
nötigte und die zur damaligen Zeit im jetzigen Gebiet der Deut­
schen Demokratischen Republik nicht hergestellt wurden. Im 
Sommer 1948 empfing der Angeklagte zum Ausbau der von ihm 
gemieteten Räume innerhalb der VEB R’er-Farbglaswaren Ze­
ment und Kalk. Hiervon gab er unberechtigt an den Landwirt 
K. und an den Müllermeister J. insgesamt 14 Zentner Zement 
und 40 Zentner Kalk ab. Von J. erhielt er dafür als Bevor­
zugung ein 6 Wochen altes Zickel.

Durch das Urteil der 2. Großen Strafkammer des Landgerichts 
in G. vom 26. Februar 1951 ist der Angeklagte wegen der Ab­
gabe von Zement und Kalk nach § la Abs. 1 Ziff. 2 KWVO zu 
6 Monaten Gefängnis und 500,— DM Geldstrafe verurteilt wor­
den. Wegen des Verbringens der Gegenstände nach West­
deutschland hat das Landgericht ein strafbares Verhalten des

Angeklagten nicht festgestellt. Ein Freispruch entfiele jedoch, 
da die Anklage fortgesetzte Handlung angenommen habe.

Gegen dieses rechtskräftige Urteil hat der Generalstaatsanwalt 
der Deutschen Demokratischen Republik rechtzeitig Kassations­
antrag gestellt. Er rügt die Verletzung formellen und materi­
ellen Rechts, insbesondere die Verletzung des § 244 Abs. 2 StPO, 
und zwar insoweit, als eine Verurteilung des Angeklagten wegen 
des Verbringens der Schleifgestöcke und der Materialien nicht 
erfolgt ist.

Aus den G r ü n d e n :
Das Landgericht hat, entsprechend der Anklage, die 

dem Angeklagten zur Last gelegten Taten als im Fort­
setzungszusammenhang begangen angesehen. Daher 
ist bezüglich der nicht für strafbar erachteten Hand­
lungen auch kein Freispruch erfolgt.

Die Annahme des Fortsetzungszusammenhangs ist 
irrig. Ein solcher ist nur dann gegeben,

1. wenn sich die Handlungen gegen gleichartige, 
durch das Gesetz geschützte Objekte der anti­
faschistisch-demokratischen Ordnung richten (z. B. 
gegen die Durchführung der Wirtschaftsplanung und 
gegen das Volkseigentum);

2. wenn eine Gleichartigkeit der Begehungsformen 
vorliegt, d. h. wenn die verbrecherischen Handlungen 
gleichartig ausgeführt worden sind, oder wenn die 
festgestellten verschiedenen Begehungsformen im Tat­
bestand des verletzten Gesetzes zusammengefaßt sind;

3. wenn zwischen den einzelnen verbrecherischen 
Handlungen ein zeitlicher Zusammenhang besteht, der 
sich nach den jeweiligen Umständen des konkreten 
Falles bestimmt und in einzelnen Fällen sehr unter­
schiedlich sein kann;

4. wenn eine Gleichartigkeit der Zielsetzung des ver­
brecherischen Willens vorliegt (z. B. wenn das gesamte 
Denken und Handeln eines Täters auf die Verhinde­
rung oder Störung der Durchführung der Wirtschafts­
planung gerichtet ist).

Diese Merkmale bilden eine Einheit. Beim Fehlen 
des einen oder anderen entfällt der Fortsetzungszu­
sammenhang (Urteil des OG vom 14. Mai 1952 — 
1 Zst (I) 5/52 —-*).

Im vorliegenden Fall besteht weder eine Gleich­
artigkeit der Begehungsformen noch eine Gleichartig­
keit in der Zielsetzung des verbrecherischen Willens. 
Daher ist die Annahme eines Fortsetzungszusammen­
hangs nicht möglich. Es liegt vielmehr Tatmehrheit 
zwischen den einzelnen Handlungen vor (§ 74 StGB).

Im Fall der Verurteilung des Angeklagten wird aus 
der bereits rechtskräftig erkannten Strafe wegen der 
Abgabe von Zement und Kalk und aus der neuen 
Strafe gern. § 74 StGB eine Gesamtstrafe zu bilden 
sein. Bei der Gesamtstrafenbild-ung nach dieser Be­
stimmung kommt es nicht darauf an, daß die bereits 
rechtskräftig erkannte Strafe durch die erlittene Unter­
suchungshaft als verbüßt gilt. Die Anwendung des 
§ 74 StGB ist, im Gegensatz zu § 79 StGB, nicht da­
von abhängig, daß die früheren Strafen noch nicht ver­
büßt, verjährt oder erlassen sind. Das bedeutet, daß 
das Gericht auch dann, wenn die Teilstrafe bereits ver­
büßt ist und erst danach wegen einer in demselben 
Verfahren zur Anklage gelangten Tat auf eine Strafe 
erkannt wurde, aus beiden Strafen eine Gesamtstrafe 
zu bilden hat. Dabei muß zum Ausdruck gebracht 
werden, daß der Angeklagte nur noch die Differenz 
zwischen der verbüßten Strafe und der Gesamtstrafe 
zu verbüßen hat. Dies gilt auch für den Fall, daß die 
Rechtsmittelinstanz eine Sache zurückverwiesen hat. 
Dadurch wird das Verfahren in denselben Zustand zu­
rückversetzt, in dem es sich vorher bei dem Gericht 
befand, an das das Verfahren zurückverwiesen wird. 
Dasselbe gilt auch für die Kassation. Obwohl die 
Kassation kein Rechtsmittel ist, wird jedoch durch 
die vom Obersten Gericht ausgesprochene Zurückver­
weisung für das Verfahren derselbe Zustand herge­
stellt wie durch die Zurückverweisung auf Grund 
eines Rechtsmittels. Daher muß das entscheidende Ge­
richt eine in dem Verfahren früher erkannte rechts­
kräftige Strafe berücksichtigen, selbst dann, wenn 
diese, wie im vorliegenden Fail, als verbüßt gilt. Unter 
den sonstigen Voraussetzungen des § 74 StGB ist auf 
eine Gesamtstrafe zu erkennen.

*) vgl. S. 369 f. dieses Heftes.
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